
wachsende sozialistische Bewußtsein der Genossenschafts­
bauern erfordern den Erlaß neuer Rechtsvorschriften, vor 
allem LPG-rechtlicher Normen. Nur so kann das Recht 
seiner organisierenden und mobilisierenden Funktion für 
die sozialistischen gesellschaftlichen Verhältnisse in der 
Landwirtschaft gerecht werden.

Die Ausarbeitung neuer LPG-Musterstatuten —
Ausdruck der Kontinuität der Agrarpolitik der SED
Die Herausbildung von LPGs Pflanzenproduktion und von 
LPGs Tierproduktion ist Ausdruck der gesellschaftlichen 
Arbeitsteilung zwischen der Pflanzen- und Tierproduktion 
und vollzieht sich nach objektiven Erfordemissen./4/ Die 
Entwürfe der beiden Musterstatuten entsprechen dem nun­
mehr erreichten Entwicklungsstand der Produktionsver­
hältnisse und Produktivkräfte ebenso wie den gewachse­
nen Anforderungen, die an die staatliche und genossen­
schaftliche Leitung sowie an das schöpferische Handeln 
der Genossenschaftsbauern und Arbeiter zu stellen sind. 
Sie tragen gleichzeitig zur Stabilisierung, zum Schutz und 
zur dynamischen Weiterentwicklung dieser Verhältnisse 
bei.
Die Beschlüsse der Partei der Arbeiterklasse basieren 
auf der Einschätzung der Stellung und der großen Entwick­
lungspotenzen des genossenschaftlichen Eigentums in der 
entwickelten sozialistischen Gesellschaft; sie entsprechen 
den Orientierungen über die weitere Festigung des Bünd­
nisses zwischen der führenden Arbeiterklasse und der 
Klasse der Genossenschaftsbauern.
Die Musterstatuten für die LPGs vom Typ I, II und III 
haben sich in hohem Maße bewährt. Die mit der gesell­
schaftlichen Entwicklung erreichten Ergebnisse und ge­
wonnenen Erfahrungen waren daher zugleich Grundlage 
für die Erarbeitung und Ausgestaltung der neuen Muster­
statuten. Das gilt sowohl für die Art dieser Rechtsvor­
schriften als auch für die in ihnen aufgenommenen Rege­
lungen.
So haben sich seit dem Jahre 1952 — dem Beginn der ge­
nossenschaftlichen Umgestaltung in der Landwirtschaft der 
DDR — der Erlaß von Musterstatuten und die Arbeit mit 
dem Statut der einzelnen LPG als richtig erwiesen. Dem 
entsprechen auch die Erfahrungen der anderen sozialisti­
schen Länder, besonders der Sowjetunion./5/
Der Erlaß von Musterstatuten und die Annahme eines Sta­
tuts durch das LPG-Kollektiv bieten die Voraussetzungen 
dafür, im Rechtssetzungs- und Rechtsverwirklichungsprozeß 
den Prinzipien des Leninschen Genossenschaftsplanes voll 
zu entsprechen. Musterstatuten können in geeigneter 
Weise den Charakter des genossenschaftlichen Gemein­
eigentums werktätiger Kollektive (Art. 10 der Verfassung) 
berücksichtigen und zugleich auch dem Verfassungsgrund­
satz, die genossenschaftlichen Arbeits- und Lebensverhält­
nisse auf der Grundlage der Gesetze eigenverantwortlich 
durch das Kollektiv zu gestalten (Art. 46), Rechnung tra­
gen.
Der erreichte gesellschaftliche Entwicklungsstand, die ge­
wonnenen Erfahrungen und die Prinzipien des Leninschen 
Genossenschaftsplanes/6/ werden auch weiterhin der Rege­
lung der genossenschaftlichen Verhältnisse zugrunde ge­
legt. So betont der IX. Parteitag der SED, daß auch zu­
künftig unter den Bedingungen industriemäßiger Produk­
tionsmethoden, der zunehmenden Arbeitsteilung zwischen 
Pflanzen- und Tierproduktion sowie der zunehmenden 
Verflechtung der Landwirtschaft mit anderen Volkswirt­
schaftsbereichen „die Normen und Prinzipien der genos­
senschaftlichen Demokratie und der sozialistischen Be­
triebswirtschaft Grundlage des schöpferischen Handelns 
unserer Genossenschaftsbäuerinnen und -bauern“ /7/ blei-
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ben. Die Partei der Arbeiterklasse hat damit erneut die 
Aufgabe formuliert, die seit Beginn der genossenschaft­
lichen Entwicklung eine Kernfrage der erfolgreichen Bünd­
nispolitik ist. Die Ausarbeitung neuer Statuten und Be­
triebsordnungen ist demnach Ausdruck der Kontinuität 
der Agrarpolitik der SED. Zugleich werden die rechtlichen 
Anforderungen bestimmt, die unter den Bedingungen in­
dustriemäßiger Produktionsmethoden zu erfüllen sind. Mit 
dieser Aufgabenstellung zeigt die Partei erneut, wie die 
marxistisch-leninistische Agrartheorie entsprechend den 
neu zu gestaltenden gesellschaftlichen Prozessen schöpfe­
risch anzuwenden ist.
Die Musterstatuten aus den Jahren 1952, 1959 und 1962 
haben entscheidend zum freiwilligen Zusammenschluß 
aller Bauern in LPGs, zur Herausbildung der Klasse der 
Genossenschaftsbauern und zur Entwicklung des genossen­
schaftlichen Eigentums und der genossenschaftlichen Arbeit 
sowie zur Festigung der genossenschaftlichen Demokratie 
beigetragen. Sie waren das Ergebnis konsequenter Bünd­
nispolitik und wurden in schöpferischer Anwendung des 
Leninschen Genossenschaftsplanes auf die spezifischen 
politischen und ökonomischen Bedingungen in der DDR 
erlassen. Das wesentliche Anliegen der drei Musterstatuten 
ist erfüllt. Nunmehr geht es um die Herausbildung solcher 
LPGs, in denen schrittweise industriemäßige Produktions­
methoden eingeführt werden.
Grundlegende Anforderungen an die rechtliche 
Ausgestaltung der genossenschaftlichen Verhältnisse
Die Entwürfe der beiden Musterstatuten basieren auf rich­
tungweisenden Aussagen des vom IX. Parteitag der SED 
beschlossenen Programms.
1. Die vorgeschlagenen Regelungen entsprechen den so­
zialökonomischen und sozialpolitischen Entwicklungspro­
zessen. Das genossenschaftlich-sozialistische Eigentum und 
sein immer engeres Zusammenwirken mit dem Volks­
eigentum sind für die Bestimmung der Aufgaben, Rechte 
und Pflichten der LPGs sowie der Genossenschaftsbauern 
und der Arbeiter in den LPGs von besonderer Bedeutung. 
Ein Wesenszug der Agrarpolitik der Partei ist dabei, daß 
der sozialistische Staat den LPGs umfassende politische, 
materielle, finanzielle und organisatorische Hilfe ge­
währt.
Das wesentliche Anliegen der Musterstatuten besteht in 
der weiteren Festigung und planmäßigen Weiterentwick­
lung der LPGs. Die Sicherung steigender und stabiler Er­
träge bzw. Leistungen der Tierbestände, politisch gefestigte 
Leitungskollektive und stabile Kooperationsbeziehungen 
sind dafür entscheidende Merkmale. Sie sind die Grund­
lage für die ständige Verbesserung der Arbeits- und 
Lebensbedingungen. Die LPGs werden jeweils im Ab­
schnitt I der Statutenentwürfe als Grundeinheiten der so­
zialistischen Produktion charakterisiert, in der Genossen­
schaftsbauern und Arbeiter ihre Beziehungen nach den 
Grundsätzen der Gleichberechtigung, der kameradschaft­
lichen Zusammenarbeit und der gegenseitigen Hilfe gestal­
ten. Die LPGs sind danach u. a. verantwortlich für die 
planmäßige Entwicklung der Kader, für die planmäßige 
sozialistische Intensivierung als einen langfristigen und 
komplexen Prozeß sowie für die Durchsetzung des wissen­
schaftlich-technischen Fortschritts.
2. Die vorgeschlagenen Regelungen werden der Haupt­
richtung der Entwicklung unserer sozialistischen Staats­
macht, der weiteren Entfaltung und Vervollkommnung der 
sozialistischen Demokratie, gerecht. Zur Weiterentwick­
lung der genossenschaftlichen Demokratie ist es erforder­
lich, die Formen der Mitwirkung der Genossenschafts­
bauern und Arbeiter an der genossenschaftlichen Leitung 
zu vervollkommnen. Ein wichtiges Anliegen besteht dabei 
in der richtigen Bestimmung des Verhältnisses von kollek­
tiver und Einzelleitung. Neue Impulse erfährt die Demo­
kratie durch die Bildung einer Gewerkschaftsorganisa­
tion.
3. Die Rechte und Pflichten der LPG und der Genossen­
schaftsbauern werden unter Beachtung des Grundsatzes
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